
Bekanntmachung der Einleitung eines Antidumpingverfahrens betreffend die Einfuhren von 
Natriumgluconat mit Ursprung in der Volksrepublik China 

(2009/C 188/10) 

Der Kommission liegt ein Antrag gemäß Artikel 5 der Verord­
nung (EG) Nr. 384/96 des Rates über den Schutz gegen ge­
dumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft 
gehörenden Ländern ( 1 ) („Grundverordnung“) vor, dem zufolge 
die Einfuhren von Natriumgluconat mit Ursprung in der Volks­
republik China („betroffenes Land“) gedumpt sind und dadurch 
dem Wirtschaftszweig der Gemeinschaft eine bedeutende Schä­
digung verursachen. 

1. Antrag 

Der Antrag wurde am 30. Juni 2009 vom European Chemical 
Industry Council (CEFIC) („Antragsteller“) im Namen von Her­
stellern eingereicht, auf die mit mehr als 50 % ein erheblicher 
Teil der gesamten Gemeinschaftsproduktion von Natriumgluco­
nat entfällt. 

2. Ware 

Bei der angeblich gedumpten Ware handelt es sich um Natrium­
gluconat, in trockener Form, mit der CUS-Nummer (Customs 
Union and Statistics) 0023277-9 mit Ursprung in der Volks­
republik China („betroffene Ware“), die derzeit unter dem KN- 
Code ex 2918 16 00 eingereiht wird. Der KN-Code wird nur 
informationshalber angegeben. 

3. Dumpingbehauptung 

Gemäß Artikel 2 Absatz 7 der Grundverordnung ermittelte der 
Antragsteller den Normalwert für die Volksrepublik China an­
hand des Preises in dem unter Nummer 5.1 Buchstabe d ge­
nannten Drittland mit Marktwirtschaft. Die Dumpingbehaup­
tung stützt sich auf einen Vergleich des vorgenannten Normal­
werts mit den Preisen der betroffenen Ware bei Ausfuhr in die 
Gemeinschaft. 

Dieser Vergleich ergibt eine erhebliche Dumpingspanne. 

4. Schadensbehauptung 

Der Antragsteller legte Anscheinsbeweise dafür vor, dass die 
Einfuhren der betroffenen Ware aus der Volksrepublik China 
in absoluten Zahlen und gemessen am Marktanteil insgesamt 
gestiegen sind. 

Die Einfuhrmengen und -preise hätten sich unter anderem ne­
gativ auf den Marktanteil, die Verkaufsmengen und die Preise 
des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft ausgewirkt und da­
durch die Gesamtleistung und insbesondere die Finanzlage des 
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft sehr nachteilig beeinflusst. 

5. Verfahren 

Die Kommission kam nach Anhörung des Beratenden Aus­
schusses zu dem Schluss, dass der Antrag vom Wirtschaftszweig 
der Gemeinschaft bzw. in seinem Namen gestellt wurde und 
dass genügend Beweise vorliegen, um die Einleitung eines Ver­

fahrens zu rechtfertigen; sie leitet daher gemäß Artikel 5 der 
Grundverordnung eine Untersuchung ein. 

5.1. Verfahren für die Dumping- und die Schadensermittlung 

Bei der Untersuchung wird geprüft, ob die betroffene Ware mit 
Ursprung in der Volksrepublik China gedumpt ist und ob durch 
dieses Dumping eine Schädigung verursacht wird. 

a) Stichprobenverfahren 

Angesichts der Vielzahl der von diesem Verfahren betroffe­
nen Parteien wird die Kommission möglicherweise beschlie­
ßen, gemäß Artikel 17 der Grundverordnung mit einer 
Stichprobe zu arbeiten. 

i) B i l d u n g e i n e r S t i c h p r o b e u n t e r 
d e n A u s f ü h r e r n / H e r s t e l l e r n i n d e r 
V o l k s r e p u b l i k C h i n a 

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines 
Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls 
eine Stichprobe bilden kann, werden alle Ausführer/Her­
steller bzw. die in ihrem Namen handelnden Vertreter 
aufgefordert, mit der Kommission Kontakt aufzuneh­
men und innerhalb der unter Nummer 6 Buchstabe b 
Ziffer i gesetzten Frist und in der unter Nummer 7 
vorgegebenen Form folgende Angaben zu ihren Unter­
nehmen zu übermitteln: 

— Name, Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefon- und Fax­
nummer sowie Kontaktperson, 

— Umsatz (in Landeswährung), der in der Zeit vom 
1. Juli 2008 bis 30. Juni 2009 mit dem Verkauf 
der betroffenen Ware zur Ausfuhr in die Gemein­
schaft erzielt wurde, und entsprechende Verkaufs­
menge (in Tonnen), und zwar getrennt für jeden 
der 27 Mitgliedstaaten und als Gesamtwert, 

— Umsatz (in Landeswährung), der in der Zeit vom 
1. Juli 2008 bis 30. Juni 2009 mit dem Verkauf 
der betroffenen Ware auf dem Inlandsmarkt erzielt 
wurde, und entsprechende Verkaufsmenge (in Ton­
nen), 

— genaue weltweite Geschäftstätigkeit des Unterneh­
mens im Zusammenhang mit der Herstellung der 
betroffenen Ware, 

— Namen und genaue Geschäftstätigkeiten aller ver­
bundenen Unternehmen ( 2 ), die an der Produktion 
und/oder dem Verkauf (im Inland und/oder zur 
Ausfuhr) der betroffenen Ware beteiligt sind, 

— sonstige sachdienliche Angaben, die der Kommis­
sion bei der Auswahl der Stichprobe von Nutzen 
sein könnten.
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Mit der Übermittlung der genannten Angaben stimmt 
das Unternehmen seiner etwaigen Einbeziehung in die 
Stichprobe zu. Wird das Unternehmen für die Stich­
probe ausgewählt, muss es einen Fragebogen beantwor­
ten und einem Kontrollbesuch zur Überprüfung seiner 
Antworten zustimmen. Erklärt ein Unternehmen sich 
nicht mit einer etwaigen Einbeziehung in die Stichprobe 
einverstanden, gilt es bei dieser Untersuchung als nicht 
kooperierendes Unternehmen. Die Folgen der mangeln­
den Bereitschaft zur Mitarbeit sind unter Nummer 8 
dargelegt. 

Die Kommission wird ferner Kontakt mit den Behörden 
des Ausfuhrlandes und allen ihr bekannten Verbänden 
von Ausführern/Herstellern aufnehmen, um die Aus­
künfte einzuholen, die sie für die Auswahl der Stich­
probe unter den Ausführern/Herstellern benötigt. 

Da ein Unternehmen nicht sicher sein kann, für die 
Stichprobe ausgewählt zu werden, sollten Ausführer/ 
Hersteller, die die Festlegung einer individuellen Dum­
pingspanne gemäß Artikel 17 Absatz 3 der Grundver­
ordnung beantragen möchten, innerhalb der unter 
Nummer 6 Buchstabe a Ziffer i genannten Frist einen 
Fragebogen sowie einen Antrag auf Marktwirtschafts­
behandlung (MWB) und/oder individuelle Behandlung 
(IB) anfordern und sie innerhalb der unter Nummer 6 
Buchstabe a Ziffer ii Absatz 1 bzw. unter Nummer 6 
Buchstabe d genannten Frist ausgefüllt zurücksenden. Es 
wird indessen auf Nummer 5.1 Buchstabe b letzter Satz 
hingewiesen. 

ii) A u s w a h l e i n e r S t i c h p r o b e u n t e r d e n 
E i n f ü h r e r n 

Damit die Kommission über die Notwendigkeit eines 
Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls 
eine Stichprobe bilden kann, werden alle Einführer 
bzw. die in ihrem Namen handelnden Vertreter auf­
gefordert, mit der Kommission Kontakt aufzunehmen 
und innerhalb der unter Nummer 6 Buchstabe b 
Ziffer i gesetzten Frist und in der unter Nummer 7 
vorgegebenen Form folgende Angaben zu ihren Unter­
nehmen zu übermitteln: 

— Name, Anschrift, E-Mail-Adresse, Telefon- und Fax­
nummer sowie Kontaktperson, 

— Gesamtumsatz des Unternehmens (in Euro), der in 
der Zeit vom 1. Juli 2008 bis 30. Juni 2009 erzielt 
wurde, 

— Gesamtzahl der Beschäftigten, 

— genaue Geschäftstätigkeit des Unternehmens im Zu­
sammenhang mit der betroffenen Ware, 

— Menge (in Tonnen) und Wert (in Euro) der Einfuh­
ren und Weiterverkäufe der Einfuhren der betroffe­
nen Ware mit Ursprung in der Volksrepublik China 
in die Gemeinschaft in der Zeit vom 1. Juli 2008 bis 
30. Juni 2009; 

— Namen und genaue Geschäftstätigkeiten aller ver­
bundenen Unternehmen ( 1 ), die an Produktion und/ 
oder Verkauf der betroffenen Ware beteiligt sind, 

— sonstige sachdienliche Angaben, die der Kommis­
sion bei der Auswahl der Stichprobe von Nutzen 
sein könnten. 

Mit der Übermittlung der genannten Angaben stimmt 
das Unternehmen seiner etwaigen Einbeziehung in die 
Stichprobe zu. Wird das Unternehmen für die Stich­
probe ausgewählt, muss es einen Fragebogen beantwor­
ten und einem Kontrollbesuch zur Überprüfung seiner 
Antworten zustimmen. Erklärt ein Unternehmen sich 
nicht mit einer Einbeziehung in die Stichprobe einver­
standen, gilt es bei dieser Untersuchung als nicht koope­
rierendes Unternehmen. Die Folgen der mangelnden Be­
reitschaft zur Mitarbeit sind unter Nummer 8 dargelegt. 

Die Kommission wird ferner Kontakt mit den ihr be­
kannten Verbänden von Einführern aufnehmen, um die 
Informationen einzuholen, die sie für die Auswahl der 
Einführer-Stichprobe als notwendig erachtet. 

iii) E n d g ü l t i g e A u s w a h l d e r S t i c h p r o b e n 

Alle sachdienlichen Angaben zur Bildung der Stich­
probe sind von den interessierten Parteien innerhalb 
der unter Nummer 6 Buchstabe b Ziffer ii gesetzten 
Frist zu übermitteln. 

Die Kommission beabsichtigt, die endgültige Auswahl 
der Stichproben vorzunehmen, nachdem sie diejenigen 
betroffenen Parteien konsultiert hat, die sich mit der 
Einbeziehung in eine Stichprobe einverstanden erklärt 
haben. 

Die in die Stichproben einbezogenen Unternehmen 
müssen innerhalb der unter Nummer 6 Buchstabe b 
Ziffer iii gesetzten Frist einen Fragebogen beantworten 
und an der Untersuchung mitarbeiten. 

Bei unzureichender Mitarbeit kann die Kommission ihre 
Feststellungen gemäß Artikel 17 Absatz 4 und 
Artikel 18 der Grundverordnung auf der Grundlage 
der verfügbaren Informationen treffen. Feststellungen, 
die anhand der verfügbaren Informationen getroffen 
werden, können, wie unter Nummer 8 erläutert, für 
die betroffene Partei ungünstiger ausfallen. 

b) Fragebogen 

Die Kommission wird dem Wirtschaftszweig der Gemein­
schaft und den Herstellerverbänden in der Gemeinschaft, 
den in die Stichprobe einbezogenen Ausführern/Herstellern 
in der Volksrepublik China, den ihr bekannten Verbänden 
von Ausführern/Herstellern, den in die Stichprobe einbezo­
genen Einführern und den ihr bekannten Verbänden von
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Einführern sowie den Behörden des betroffenen Ausfuhrlan­
des Fragebogen zusenden, um die für ihre Untersuchung als 
notwendig erachteten Informationen einzuholen. 

Die Ausführer/Hersteller in der Volksrepublik China, die die 
Ermittlung einer individuellen Dumpingspanne gemäß 
Artikel 9 Absatz 6 und Artikel 17 Absatz 3 der Grundver­
ordnung beantragen, müssen innerhalb der unter Nummer 6 
Buchstabe a Ziffer ii gesetzten Frist einen ordnungsgemäß 
ausgefüllten Fragebogen übermitteln. Sie müssen daher in­
nerhalb der unter Nummer 6 Buchstabe a Ziffer i gesetzten 
Frist einen Fragebogen anfordern. Diese Parteien sollten je­
doch berücksichtigen, dass die Kommission im Falle der 
Bildung einer Stichprobe unter den Ausführern/Herstellern 
die Berechnung einer individuellen Spanne ablehnen kann, 
wenn die Zahl der Ausführer/Hersteller so groß ist, dass 
individuelle Ermittlungen eine zu große Belastung darstellen 
und den fristgerechten Abschluss der Untersuchung verhin­
dern würden. 

c) Einholung von Informationen und Anhörungen 

Alle interessierten Parteien werden aufgefordert, ihren Stand­
punkt unter Vorlage sachdienlicher Nachweise darzulegen 
und gegebenenfalls auch Informationen zu übermitteln, die 
über den Fragebogen hinausgehen. Diese Angaben müssen 
zusammen mit den entsprechenden Nachweisen innerhalb 
der unter Nummer 6 Buchstabe a Ziffer ii gesetzten Frist 
bei der Kommission eingehen. 

Die Kommission kann die interessierten Parteien außerdem 
hören, sofern die Parteien dies beantragen und nachweisen, 
dass besondere Gründe für ihre Anhörung sprechen. Ent­
sprechende Anträge sind innerhalb der unter Nummer 6 
Buchstabe a Ziffer iii gesetzten Frist zu stellen. 

d) Wahl des Marktwirtschaftslandes 

Es wird beabsichtigt, gemäß Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe a 
der Grundverordnung die Vereinigten Staaten von Amerika 
als geeignetes Marktwirtschaftsland zur Ermittlung des Nor­
malwertes für die Volksrepublik China heranzuziehen. Inte­
ressierte Parteien werden aufgefordert, innerhalb der unter 
Nummer 6 Buchstabe c gesetzten besonderen Frist zur An­
gemessenheit dieser Wahl Stellung zu nehmen. 

e) Anträge auf Marktwirtschaftsbehandlung oder individuelle Be­
handlung 

Für diejenigen Ausführer/Hersteller in der Volksrepublik Chi­
na, die unter Vorlage ausreichender Beweise geltend machen, 
dass sie unter marktwirtschaftlichen Bedingungen tätig sind, 
d. h. die Kriterien des Artikels 2 Absatz 7 Buchstabe c der 
Grundverordnung erfüllen, wird der Normalwert nach 
Artikel 2 Absatz 7 Buchstabe b der Grundverordnung er­
mittelt. Die entsprechenden Anträge der Ausführer/Hersteller 
müssen innerhalb der unter Nummer 6 Buchstabe d gesetz­
ten besonderen Frist gestellt werden und ordnungsgemäß 
begründet sein. Die Kommission sendet allen in die Stich­
probe einbezogenen bzw. im Antrag genannten Ausführern/ 
Herstellern in der Volksrepublik China, allen im Antrag ge­
nannten Verbänden von Ausführern/Herstellern sowie den 
Behörden der Volksrepublik China Antragsformulare zu. 
Mit diesem Antragsformular kann auch ein Antrag auf in­
dividuelle Behandlung gestellt werden, d. h. der Antragsteller 

kann darlegen, dass er die Kriterien des Artikels 9 Absatz 5 
der Grundverordnung erfüllt. 

5.2. Verfahren zur Prüfung des Gemeinschaftsinteresses 

Sollten sich die Behauptungen zum Dumping und zur dadurch 
verursachten Schädigung als begründet erweisen, ist gemäß 
Artikel 21 der Grundverordnung zu prüfen, ob die Einführung 
von Antidumpingmaßnahmen dem Interesse der Gemeinschaft 
nicht zuwiderlaufen würde. Zu diesem Zweck kann die Kom­
mission dem ihr bekannten Wirtschaftszweig der Gemeinschaft, 
Einführern und ihren repräsentativen Verbänden, repräsentati­
ven Verwendern und repräsentativen Verbraucherorganisationen 
Fragebogen zusenden. Diese Parteien, einschließlich derer, die 
der Kommission nicht bekannt sind, können sich innerhalb 
der unter Nummer 6 Buchstabe a Ziffer ii gesetzten allgemeinen 
Fristen melden und der Kommission entsprechende Informatio­
nen übermitteln, wenn sie nachweisen können, dass ein objek­
tiver Zusammenhang zwischen ihrer Tätigkeit und der betroffe­
nen Ware besteht. Die Parteien, die entsprechend dem vorste­
henden Satz vorgehen und nachweisen, dass besondere Gründe 
für ihre Anhörung sprechen, können innerhalb der unter 
Nummer 6 Buchstabe a Ziffer iii gesetzten Frist einen entspre­
chenden Antrag stellen. Gemäß Artikel 21 der Grundverord­
nung übermittelte Informationen werden nur berücksichtigt, 
wenn sie zum Zeitpunkt ihrer Übermittlung durch Beweise be­
legt sind. 

6. Fristen 

a) Allgemeine Fristen 

i) A n f o r d e r u n g e i n e s F r a g e b o g e n s o d e r 
A n t r a g s f o r m u l a r s 

Alle interessierten Parteien sollten umgehend, spätestens 
jedoch zehn Tage nach Veröffentlichung dieser Bekannt­
machung im Amtsblatt der Europäischen Union einen Fra­
gebogen bzw. Antragsformulare anfordern. 

ii) K o n t a k t a u f n a h m e s o w i e Ü b e r m i t t l u n g 
d e r A n t w o r t e n u n d s o n s t i g e r I n f o r m a ­
t i o n e n 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen alle interes­
sierten Parteien innerhalb von 40 Tagen nach Veröffent­
lichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Euro­
päischen Union mit der Kommission Kontakt aufnehmen, 
ihren Standpunkt darlegen sowie die beantworteten Fra­
gebogen und sonstige Informationen übermitteln, wenn 
diese Angaben bei der Untersuchung berücksichtigt 
werden sollen. Alle von diesem Verfahren betroffenen 
Ausführer/Hersteller, die eine individuelle Untersuchung 
gemäß Artikel 17 Absatz 3 der Grundverordnung be­
antragen möchten, müssen ebenfalls innerhalb von 
40 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekannt­
machung im Amtsblatt der Europäischen Union den Fra­
gebogen beantworten, wenn nichts anderes bestimmt 
ist. Es wird darauf hingewiesen, dass die Wahrnehmung 
der meisten in der Grundverordnung verankerten Ver­
fahrensrechte voraussetzt, dass sich die betreffende Par­
tei innerhalb der vorgenannten Frist meldet. 

In eine Stichprobe einbezogene Unternehmen müssen 
die beantworteten Fragebogen innerhalb der unter 
Nummer 6 Buchstabe b Ziffer iii gesetzten Frist über­
mitteln.
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iii) A n h ö r u n g e n 

Innerhalb derselben Frist von 40 Tagen können die 
interessierten Parteien auch einen Antrag auf Anhörung 
durch die Kommission stellen. 

b) Besondere Frist für die Stichprobenauswahl 

i) Die unter Nummer 5.1 Buchstabe a Ziffern i und ii 
genannten Informationen müssen innerhalb von 
15 Tagen nach Veröffentlichung dieser Bekannt­
machung im Amtsblatt der Europäischen Union bei der 
Kommission eingehen, da die Kommission die Parteien, 
die sich mit der Einbeziehung in die Stichproben ein­
verstanden erklärt haben, innerhalb von 21 Tagen nach 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Europäischen Union zur endgültigen Auswahl der 
Stichproben konsultieren will. 

ii) Alle anderen für die Auswahl der Stichproben relevan­
ten Angaben, die unter Nummer 5.1 Buchstabe a 
Ziffer iii genannt sind, müssen der Kommission inner­
halb von 21 Tagen nach der Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union 
vorliegen. 

iii) Die beantworteten Fragebogen der in eine Stichprobe 
einbezogenen Parteien müssen der Kommission inner­
halb von 37 Tagen nach Unterrichtung dieser Parteien 
über ihre Einbeziehung in die Stichprobe vorliegen. 

c) Besondere Frist für die Wahl des Marktwirtschaftslandes 

Die von der Untersuchung betroffenen Parteien möchten 
möglicherweise dazu Stellung nehmen, ob die Vereinigten 
Staaten von Amerika als Marktwirtschaftsland zur Ermitt­
lung des Normalwertes für die Volksrepublik China geeignet 
sind (vgl. Nummer 5.1 Buchstabe d). Solche Stellungnahmen 
müssen innerhalb von 10 Tagen nach der Veröffentlichung 
dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union 
bei der Kommission eingehen. 

d) Besondere Frist für die Anträge auf Marktwirtschaftsbehandlung 
und/oder auf individuelle Behandlung 

Die ordnungsgemäß begründeten Anträge auf Marktwirt­
schaftsbehandlung (vgl. Nummer 5.1 Buchstabe e) und/oder 
auf individuelle Behandlung gemäß Artikel 9 Absatz 5 der 
Grundverordnung müssen, sofern nichts anderes bestimmt 
ist, innerhalb von 15 Tagen nach Veröffentlichung dieser 
Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union bei 
der Kommission eingehen. 

7. Schriftliche Stellungnahmen, beantwortete Fragebogen 
und Schriftwechsel 

Alle Stellungnahmen und Anträge interessierter Parteien sind 
schriftlich einzureichen (jedoch nicht in elektronischer Form, 
es sei denn, dies wäre ausdrücklich zugelassen); sie müssen 
den Namen, die Anschrift, die E-Mail-Adresse, die Telefon- 
und die Faxnummer der interessierten Partei enthalten. Alle 
schriftlichen Stellungnahmen, einschließlich der in dieser Be­

kanntmachung angeforderten Informationen, beantworteten Fra­
gebogen und Schreiben, die von interessierten Parteien auf ver­
traulicher Basis übermittelt werden, müssen den Vermerk „Zur 
eingeschränkten Verwendung“ ( 1 ) tragen und gemäß Artikel 19 
Absatz 2 der Grundverordnung zusammen mit einer nicht ver­
traulichen Zusammenfassung übermittelt werden, die den Ver­
merk „Zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien“ trägt. 

Anschrift der Kommission: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Handel 
Direktion H 
Büro: N105 04/92 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 
Fax +32 22956505 

8. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit 

Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den erforder­
lichen Informationen oder erteilt sie nicht fristgerecht oder be­
hindert die Untersuchung erheblich, können gemäß Artikel 18 
der Grundverordnung positive oder negative Feststellungen auf 
der Grundlage der verfügbaren Informationen getroffen werden. 

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder 
irreführende Informationen vorgelegt hat, so werden diese In­
formationen nicht berücksichtigt; stattdessen können gemäß 
Artikel 18 der Grundverordnung die verfügbaren Informationen 
zugrunde gelegt werden. Arbeitet eine interessierte Partei nicht 
oder nur zum Teil mit und werden deshalb die verfügbaren 
Informationen zugrunde gelegt, so kann dies zu einem Ergebnis 
führen, das für diese Partei weniger günstig ist, als wenn sie 
mitgearbeitet hätte. 

9. Zeitplan für die Untersuchung 

Gemäß Artikel 6 Absatz 9 der Grundverordnung ist die Unter­
suchung innerhalb von 15 Monaten nach Veröffentlichung die­
ser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union abzu­
schließen. Gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Grundverordnung sind 
etwaige vorläufige Maßnahmen binnen neun Monaten nach der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Euro­
päischen Union einzuführen. 

10. Verarbeitung personenbezogener Daten 

Alle im Rahmen der Untersuchung erhobenen personenbezoge­
nen Daten werden gemäß der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 
des Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz natür­
licher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum 
freien Datenverkehr ( 2 ) verarbeitet.
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11. Anhörungsbeauftragter 

Wenn interessierte Parteien Schwierigkeiten bei der Wahrneh­
mung ihrer Rechte auf Interessenverteidigung haben, können sie 
sich an den Anhörungsbeauftragten der Generaldirektion Handel 
wenden. Er fungiert als Schnittstelle zwischen den interessierten 
Parteien und den Kommissionsdienststellen und bietet, falls er­

forderlich, die Vermittlung in verfahrenstechnischen Fragen an, 
die den Schutz ihrer Interessen in diesem Verfahren berühren, 
insbesondere im Zusammenhang mit der Akteneinsicht, der 
Vertraulichkeit, der Verlängerung von Fristen und der Behand­
lung schriftlicher und/oder mündlicher Stellungnahmen. Weitere 
Informationen einschließlich der Kontaktdaten enthalten die In­
ternet-Seiten des Anhörungsbeauftragten der Generaldirektion 
Handel (http://ec.europa.eu/trade).
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